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Primärrechtliche Grundlagen für das EU-Beihilferecht: 
 
Art 107, Abs 1 AEUV (ex 87 (1) EGV, ex 92 (1) EGV): 
Definition, generelles Beihilfeverbot. 
 
Art 107, Abs 2 und 3  AEUV (ex 87 EGV, ex 92 EGV): 
Ausnahmetatbestände. 
 
Mit dem Vertrag von Amsterdam 1997 wurde zu Art 92, Abs 3, lit d 
angefügt: „Beihilfen zur Förderung der Kultur und der Erhaltung des 
kulturellen Erbes, soweit sie die Handels- und 
Wettbewerbsbedingungen in der Gemeinschaft nicht in einem Maß 
beeinträchtigen, das dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft.“ 
können von der EK als kompatibel mit dem gemeinsamen Markt 
erklärt werden. 
 
Art 108, Abs 3 AEUV (ex 88 (3) EGV, ex 93 (3) EGV): Verpflichtung 
zur ex-ante Notifikation, Stillhalteverpflichtung. 
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Tatbestandsmerkmale einer „Beihilfe“ gem. Art 107,  
Abs 1 AEUV: 

 
 „Staatliche“ (im Sinne von „Öffentlichen“) Mittel, 
 selektive Vorteilsgewährung, 
 an im Wettbewerb stehende(s) Unternehmen, 
 potenzielle Beeinträchtigung des Handels zwischen den 

Mitgliedsstaaten. 
 
Es müssen alle 4 Merkmale kumulativ erfüllt sein, damit es sich  
um eine „Beihilfe“ im Sinne des EU-Beihilferechts handelt.  
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Wirtschaftliche Tätigkeit: 
 
Im Sinne des EU-Beihilfebegriffs muss der Begünstigte ein 
„Unternehmen“ sein.  
Der Gerichtshof definiert „Unternehmen“ als „entities engaged in an 
economic activity“ als „wirtschaftlich tätige Einheiten“, unabhängig von 
der Rechtsform. 
 
Bereich des Wettbewerbsrechts erachtet der Gerichtshof als 
wirtschaftliche Tätigkeit jede Tätigkeit, die darin besteht, Güter 
oder Dienstleistungen auf einem bestimmten Markt gegen 
Entgelt anzubieten. (Rs. C-180/98 bis C-184/98, Pavlov u.a.). Das 
Vorliegen eines Entgelts stellt damit ein bedeutendes Kriterium für eine 
Wirtschaftstätigkeit dar. 
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Zur Natur des Entgelts hat der Gerichtshof in der RS C-263/86, 
Humbel und Edel, in der Qualifizierung des Unterrichts an einer 
Hochschule im Rahmen des nationalen Bildungssystems festgestellt:    
 
„dieses Wesensmerkmal des Entgelts fehlt bei einem im Rahmen des 
nationalen Bildungssystems erteilten Unterricht, denn zum einen will 
der Staat durch die Errichtung und Erhaltung eines solchen Systems 
keine gewinnbringende Tätigkeit aufnehmen, sondern erfüllt dadurch 
auf sozialem, kulturellem und bildungspolitischen Aufgaben 
gegenüber seinen Bürgern, und zum anderen werde dieses 
System in der Regel aus dem Staatshalt und nicht von den 
Schülern oder ihren Eltern finanziert.“  
 
Gemäß EuGH-Judikatur können Kinderbetreuungseinrichtungen, 
Bildungssysteme und Universitäten als nicht-wirtschaftliche 
Tätigkeiten qualifiziert werden.  (vgl. C-318/05, C-263/86, C-281/06, u.a.) 
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Nicht-wirtschaftliche Tätigkeiten: 
 
Im Entwurf der EK für einen Leitfaden zum „Beihilfenbegriff“ hat die EK 
bestätigt, dass öffentliche Bildungssysteme, private und öffentliche 
Schulen, Kindergärten und Universitäten als nicht-wirtschaftliche 
Tätigkeiten angesehen werden können, wenn sie überwiegend 
öffentlich finanziert werden. (predominantly funded by the public purse 
(Case E-5/07)). 
 
Die EK führt weiters aus, das selbe Prinzip kann auf bestimmte 
kulturelle Dienstleistungen des Staates angewandt werden, wie 
öffentliche Büchereien. (Beschluss der EK in der Sache Digitisation of 
books in public libaries, Czech Republic, SA.35529). 
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Einfluss auf den Handel zwischen den Mitgliedsstaaten: 
 
Grundsätzlich geht die EK davon aus, dass der Handel zwischen den MS 
potenziell beeinträchtigt sein kann.  
 
Wenn jedoch plausibel dargelegt werden kann, dass eine Maßnahme 
nur von lokaler Wirkung ist, hat die EK in einzelnen Fällen 
entschieden, dass es sich hierbei nicht um eine Beihilfe im Sinne von 
Art 107, Abs 1 AEUV handelt, da der Handel zwischen den MS 
potenziell nicht beeinträchtigt wird.  
 
Vgl.: Beschluss der EK in der Sache N 630/03, Unterstützung für 
örtliche Museen in Sardinien, Abl. C 275 vom 8.12.2005. 
Vgl.: Beschluss der EK in der Sache N 257/07, Zuschüsse für 
Theaterproduktionen im Baskenland, ABl. C 173 vom 26.7.2007. 
Vgl.:  Beschluss der EK in der Sache SA.34466, Cyprus – Center for 
Visual Arts an Research, ABl. C1 vom 4.1.2013.   
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Kompatibilität einer Beihilfe: 
 
Wenn jedoch eine „staatliche Beihilfe“ im Sinne von Art 107, Abs 1 
AEUV vorliegt, dann kann die Europäische Kommission diese 
gemäß Art 107, Abs 3, lit d AEUV als kompatibel mit dem 
gemeinsamen Markt erklären, wenn die Maßnahme in den 
Bereich Kultur und Erhalt des kulturellen Erbes fällt, denn Art 167 
AEUV hebt die Bedeutung der Förderung der Kultur für die Union 
und ihren MS hervor. 

 
Es gibt bereits insgesamt 341 EU-beihilferechtliche Entscheidung der 
EK zu Kulturangelegenheiten, wobei die meisten Entscheidungen 
Filmförderungen betroffen.  
Siehe Homepage der EK:  
http://ec.europa.eu/competition/elojade/isef/index.cfm?fuseaction=dsp_result    

 

http://ec.europa.eu/competition/elojade/isef/index.cfm?fuseaction=dsp_result
http://ec.europa.eu/competition/elojade/isef/index.cfm?fuseaction=dsp_result
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Kompatibilitätsprüfung durch die EK: 
 

 Die MS sind verpflichtet gem. Art 108, Abs 3 AEUV, ihre EU-
beihilferechtlich relevanten Förderungen ex-ante der EK zu 
notifizieren. Die EK prüft die EU-beihilferechtliche Kompatibilität. Die 
MS dürfen die Maßnahme, solange nicht durchführen, bis die EK die 
Beihilferegelung explizit genehmigt hat. 

 
 Das EU-Beihilferecht gilt direkt und unmittelbar. Jede Körperschaft 

öffentlichen Rechts, in deren Zuständigkeitsbereich eine EU-
beihilferechtliche Förderungsrichtlinie fällt, ist für die EU-

beihilferechtskonforme Ausgestaltung direkt verantwortlich. 
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 Die Europäische Kommission (EK) verfügt über weitreichende 

Kompetenzen in der Festlegung der EU-beihilferechtlichen 
Zulässigkeitskriterien (Vergemeinschaftetes Recht). Vgl. Art 107, 
Abs 2 und 3 AEUV. 

  
 In der Regel keine Ratsmaterien, sondern Leitlinien und 

Mitteilungen, die von der EK erlassen werden – nach Anhörung der 
Mitgliedsstaaten. 

 
 Die Europäische Kommission kann gemäß Art 108, Abs. 4 AEUV 

eine EK-Verordnung (eine sog. EK- Gruppenfreistellungs-VO) 
erlassen - auf Grundlage einer Rats-VO (Ermächtigungs-VO) - die 
die MS von der ex-ante Notifikationspflicht und der 

Stillhalteverpflichtung befreien.  
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ex-ante Mitteilung an 

die EK 

Freistellungsmitteilung 

an die EK  

Jahresbericht 

Förmliches 

Notifikationsverfahren 

Jahresbericht 
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Filmförderung: 
 
Seit 2002 gibt es für die Filmförderung EU-beihilferechtliche 
Zulässigkeitskriterien. 
 
Mit dem Inkrafttreten der Mitteilung der Europäischen Kommission 
zu bestimmten Rechtsfragen im Zusammenhang mit Kinofilmen und 
anderen audiovisuellen Werken 2002 (ABl. C 43 vom 16.2.2002, 
S.6.) wurde klargestellt, dass Förderungen von Filmproduktionen 
grundsätzlich unter den Anwendungsbereich des EU-Beihilferechts 
fallen. Gleichzeitig legt die Mitteilung die EU-beihilferechtlichen 
Zulässigkeitskriterien auf Grundlage von Art 107, Abs 3, lit d AEUV 
(ex Art 87 (3) (d) EGV) fest. 
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Filmförderung: 
 
Die Mitteilung aus 2002 wurde 2012 und 2013 überarbeitet. 
 
Am 15.11.2013 wurde die neue Mitteilung der Europäischen 
Kommission über staatliche Beihilfen für Filme und andere 
audiovisuelle Werke im Amtsblatt der EU veröffentlicht.  
ABl. C 232 vom 15.11.2013, S. 1. 

 
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2013:332:0001:0011:DE:PDF  

 
 
 
 
  
 

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2013:332:0001:0011:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2013:332:0001:0011:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2013:332:0001:0011:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2013:332:0001:0011:DE:PDF
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Neue Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung 
(AGVO)  

 
  
 Die Rechtsgrundlage für die Allgemeine Gruppenfreistellungs-VO der 

EK, die Ermächtigungs-VO, Rats-VO 994/98 wurde novelliert. Die 
Novelle wurde Ende Juli 2013 im Amtsblatt veröffentlicht.  
 

 Rats-VO Nr. 733/2013 des Rates vom 22. Juli 2013 zur Änderung der 
VO (EG) Nr. 994/98. ABl. L 204 vom 31.7.2013.  
 

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:204:0011:0014:DE:PDF  
  
 

Seither besteht die Ermächtigung für die EK für Beihilfen für 
Maßnahmen im Bereich Kultur und Erhaltung des kulturellen Erbes eine 
Freistellungs-VO zu erlassen.  

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:204:0011:0014:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:204:0011:0014:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:204:0011:0014:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:204:0011:0014:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:204:0011:0014:DE:PDF
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Neue Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung 
(AGVO)  

 
Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) der EK Nr. 
800/2008 (ABl.d.EU L 214 vom 9.8.2008). Geltungsdauer: 29.8.2008 – 
31.12.2013, Verlängerung bis 30.6.2014. 
 
21.5.2014: neue AGVO von der EK beschlossen. 
 
Die neue AGVO Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 wurde 
am 26.6.2014 im Amtsblatt der EU veröffentlicht. 
 
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014R0651&from=EN  

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014R0651&from=EN
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014R0651&from=EN
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014R0651&from=EN
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014R0651&from=EN
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014R0651&from=EN
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014R0651&from=EN
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014R0651&from=EN
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014R0651&from=EN
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Neue Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung 
(AGVO)  

 
 

Erfüllen innerstaatliche Richtlinien oder Einzelbeihilfen die EU-

beihilferechtlichen Kriterien der AGVO, können diese freigestellt werden. 

Vereinfachte Mitteilung an die EK, im Wege der Österreichweiten 

Koordinationsabteilung C1/8, BMWFW. 

 
 


